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Kommentar

„Lame Duck“ Ludwig 
führt Wien in den Sicherheitsnotstand

Von FPÖ-Landesparteiobmann 
Stadtrat Dominik Nepp, MA

Es vergeht inzwischen kein Tag mehr 
in der Bundeshauptstadt ohne brutale 
Migrantengewalt. Mit Holzlatten, Pfef-
fersprays, Messern und Schusswaffen 
gehen syrische und tschetschenische 
Jugendliche in der Brigittenau aufein-
ander los. Es wird geprügelt, gestochen 
und geschossen. Nahe der U-Bahn-Sta-
tion Meidling gingen Syrer im Alter von 
15 bis 21 Jahren und Tschetschenen auf-
einander los. Ein paar Tage später ran-
dalieren drei junge Männer, laut Polizei 
Afghanen (22, 23, und 25), in einem 
Supermarkt in Meidling, schießen mit 
Waren um sich und attackieren Kunden 
und Angestellte mit Fäusten und Füßen. 

Bürgermeister Ludwig zeichnet sich in 
dieser Sicherheitskrise in erster Linie 
durch Abwesenheit aus“, fasst der Wie-
ner FPÖ-Parteiobmann Dominik Nepp 
die aktuelle Situation zusammen.

In einem Interview mit der Tageszeitung 
„Die Presse“ flüchtet sich Ludwig in be-
sonders kuriose Ausreden. Beispielswei-
se begründet er den starken Zuzug von 
Migranten nach Wien damit, dass Wien 
keine Außengrenzen hat.

 „Wien ist deshalb Anlaufstelle Nummer 
1 für Messermigranten, weil sie wissen, 
dass ihnen hier der sozialistische Tep-
pich ausgerollt wird. In keinem anderen 
Bundesland werden Asylwerber so ver-
hätschelt wie in Wien. Dafür trägt einzig 

und alleine Bürgermeister Ludwig die 
Verantwortung“, kritisiert der Wiener 
FPÖ-Chef die Willkommenspolitik der 
SPÖ in Wien.

Nepp verlangt einmal mehr, Sozialleis-
tungen für Asylanten massiv zu reduzie-
ren und rigoros Abschiebungen durch-
zuführen. Ludwig geht den gegenteiligen 
Weg und möchte sogar den Zugang zur 
Staatsbürgerschaft noch leichter machen 
und Abschiebungen stoppen. So forderte 
die SPÖ Wien am letzten Bundespartei-
tag, dass „schutzbedürftige“ Menschen 
aus Afghanistan in Österreich aufge-
nommen werden müssen, dass es siche-
re Fluchtwege nach Europa geben muss 
und dass es einen sofortigen Stopp aller 
Abschiebungen nach Afghanistan gibt. 
Selbst Schwerbrecher sollten – ginge es 
nach der Ludwig-SPÖ – nicht mehr ab-
geschoben werden. 

 Auch die Ausrede, dass Wien mehr Po-
lizei bräuchte, lässt 
der Wiener FPÖ-
Chef so nicht stehen: 
„Natürlich braucht 
Wien mehr Polizei. 
Das fordert die FPÖ 
schon seit vielen Jah-
ren. Doch es liegt am 
Bürgermeister, da-
für Sorge zu tragen. 
Wenn Ludwig das 
nicht kann, bringt er 
als ‚Lame Duck‘ Wien 
immer mehr in einen 
Sicherheitsnotstand“, 
fordert Nepp den Bür-
germeister auf, end-
lich zu handeln.

Ludwigs neusten 
Schmäh, dass er die 
Kriminalitätsexplosi-
on mit einem Waffen-
verbot für ganz Wien 
bekämpfen will, kann 
Nepp ebenso wenig 
abgewinnen. „Ers-
tens besteht für die 
Tätergruppen Asyl-

werber und Drittstaatsangehörige ohne 
dauerhaftes Aufenthaltsrecht bereits ein 
Waffenverbot, zweitens liegt es in der 
Natur der Sache, dass sich Kriminelle 
eben nicht an Gesetze halten, und drit-
tens sind die Ludwig-Migranten durch-
aus kreativ darin, welche Gegenstände 
sie als Waffen missbrauchen. So prügeln 
sie auch mit Gürteln oder Hammern 
auf Menschen ein. Will Ludwig jetzt 
ein Gürtelverbot für ganz Wien?“, fragt 
Nepp den überforderten Bürgermeister.

Für die FPÖ-Wien und Dominik Nepp 
sind die Lösungen klar: „Weg mit den 
Sozialleistungen und Gemeindewoh-
nungen für Scheinasylanten, Stopp der 
Förderungen für Asyl-Vereine, Grenzen 
dicht und abschieben, abschieben, ab-
schieben. Lame Duck Ludwig kann und 
will das nicht. Ein freiheitlicher Bürger-
meister wird dafür sorgen“, bekräftigt 
der Wiener FPÖ-Parteiobmann. 
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Politik aktuell

Von NAbg. Mag. Philipp Schrangl 
FPÖ-Bautensprecher

„Schwarz-grüne Wohnungsei-
gentumsgesetz-Novelle ist kurz-
sichtig!“

Als „Minimallösung“ bezeichnete 
Bautensprecher NAbg. Mag. Philipp 
Schrangl die vor kurzem im National-
rat debattierte Wohnungseigentums-
gesetz-Novelle und begründete die 
Ablehnung der FPÖ: „Wie immer viel 
zu kurzfristig haben die Regierungs-
parteien ÖVP und Grüne gestern erst 
den Abänderungsantrag mit Änderun-
gen der Zustimmungsvoraussetzung 
vorgelegt. Dass nur Balkonkraftwerke 
gegen die Zustimmung der Nachbarn 
künftig möglich sein werden, ist aus 
unserer Sicht nicht weit genug ge-
dacht.“

„Selbstverständlich fühlt es sich gut 
an, Teil der Energiewende zu sein und 
seinen eigenen Strom zu erzeugen. 
Doch einige wichtige Punkte sind da-
bei zu berücksichtigen: Laut dem Ma-
gazin ‚Konsument‘ amortisiert sich 
ein Balkonkraftwerk erst nach etwa 
zehn bis zwölf Jahren. Auch auf die 
Zertifizierung der Anlagen sowie auf 
die notwendige Sorgfalt und Achtsam-
keit ist zu achten, denn auch wenn ein 
Balkonkraftwerk klein wirkt, es wird 
Strom produziert und das ist potenzi-
ell gefährlich. 

Das Konfliktpotenzial mit den Nach-
barn darf dabei ebenso nicht verges-
sen werden und bedarf einer Abwä-
gung“, so Schrangl weiter.

„Bundesregierung muss FPÖ-
Maßnamenpaket für leistbares 
Wohnen endlich umsetzen“
Warnungen der Baubranche sind 
alarmierend

„Schwarz-Grün lässt die gesamte Immo-
bilienwirtschaft links liegen. Nach den 
Mahnungen der Gemeinnützigen muss 
der Hilfeschrei der gewerblichen Woh-
nungswirtschaft jetzt endlich zu wirk-
samen Maßnahmen führen“, kommen-
tierte NAbg. Philipp Schrangl die  Mitte 
Juni stattgefundene Pressekonferenz der 
Immobilientreuhänder in der WKÖ.

„Wenn nächstes Jahr die Neubauleistung 
der gewerblichen Bauträger tatsächlich 
um 80 Prozent sinkt, dann haben wir 
eine Baukrise, die sich gewaschen hat. Es 
ist bereits 15 nach Zwölf, die Bundesre-
gierung muss handeln“, warnte Schrangl. 

„Wenn Bauträger seit einem dreiviertel 
Jahr nicht eine Wohnung verkauft haben, 
ist Feuer am Dach. Die faktische Untä-
tigkeit und Abgehobenheit der Bundes-
regierung gefährdet so eine Unzahl von 
Arbeitsplätzen in der Bauwirtschaft. Es 
muss wesentlich mehr getan werden, als 
das leider verpfuschte Baupaket langsam 
über die Rampe zu schieben“, erneuerte 
Schrangl die von Oberösterreichs LH-
Stv. und Wohnbaulandesrat Dr. Manfred 
Haimbuchner geäußerte Kritik.

„Wir Freiheitliche haben ein Maßnahmen-
paket für leistbares Wohnen auf den Tisch 
gelegt das auch umfangreiche Erleichte-
rungen für den gewerblichen Wohnbau 
vorsieht. Unsere Vorschläge liegen seit lan-
gem auf dem Tisch“, so Schrangl.

Wohnungsgemeinnützigkeit ist 
die zentrale Säule leistbaren 
Wohnens

„Die Bundesregierung hat wohnpoli-
tisch auch im Bereich der Wohnungsge-
meinnützigkeit völlig versagt“, so NAbg.  
Philipp Schrangl, der eine Trendwende 
hin zu leistbarem Wohnen fordert!

„Das Wohnbaupaket der Bundesregie-
rung ist leider ein Rohrkrepierer gewor-
den. In völliger Abgehobenheit hat man 
es unterlassen, sich mit den Ländern zu 
besprechen“, teilte Schrangl die erhobe-
ne Kritik neuerlich. „Im Zuge des Mie-
tendeckels hätte man Wohnungsgenos-
senschaften ihre Mindereinnahmen eins 
zu eins ersetzen müssen. Jetzt fehlen ins-
besondere Unsummen für die Sanierung 
von Wohnraum“, - und forderte  eine von 
Sachverstand geprägte Politik.

„Die Forderungen des Österreichischen 
Verbandes gemeinnütziger Bauverei-
nigungen kann ich nur unterstreichen. 
Ebenso wie die Warnungen vor einem 
dramatischen Einbruch im gemeinnüt-
zigen Neubau“, warnteder Freiheitliche 
Bautensprecher vor den anstehenden 
Folgen schwarz-grüner Politik. „ÖVP-
Kanzler Nehammer und sein ‚billiger 
Jakob‘ Kogler fahren leistbares Wohnen 
und die österreichische Bauwirtschaft 
sehenden Auges an die Wand“.

„Unser freiheitliches Sofortmaßnah-
menpaket für leistbares Wohnen liegt 
auf dem Tisch. Unsere Maßnahmen 
zeigen, dass leistbares Wohnen mög-
lich ist – man muss nur wollen“, betonte 
Schrangl.

Aus dem Hohen Haus
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SPÖ treibt Wiener Schulden weiter in die Höhe

Von Maximilian Krauss, MA
Klubobmann der FPÖ-Wien
GF der Freiheitlichen Akademie

Der Rechnungsabschluss 2023 hat ein-
mal mehr gezeigt, dass ein verantwor-
tungsvolles Wirtschaften in der Stadt 
Wien nicht stattfindet. Die aktuellen 
Zahlen sprechen eine deutliche Spra-
che: Der Schuldenstand der Stadt Wien 
beträgt mittlerweile über 12 Milliarden 
Euro. Rechnet man die Schulden sämt-
licher Beteiligungen der Stadt sowie die 
der ausgelagerten Betriebe noch hin-
zu, dann erhöht sich dieser Berg auf 
16,5 Milliarden Euro. Damit ist nun in 
Zahlen gegossen, dass Wien Europa-
meister im Geldausgeben ist – Geld, 
das die Stadt schlichtweg nicht hat. Jahr 
für Jahr wird mehr Geld verpulvert, als 
die Stadt einnimmt. Und das, obwohl es 
kaum zu nennenswerten Neu-Investiti-
onen kommt, sondern lediglich in den 
Erhalt der bestehenden Infrastruktur 
investiert wird.

Diese verantwortungslose Finanzpolitik 
der SPÖ ist nicht länger tragbar. 

Die Wiener FPÖ hat im Zuge der Rech-
nungsabschluss-Debatte klare Forderun-
gen gestellt, um dieser Schuldenpolitik 
Einhalt zu gebieten. Eine Reform der 
Mindestsicherung sowie des Förderwe-
sens könnte wenigstens 1 Milliarde Euro 
einsparen. Zudem müssen Finanzstadt-
rat Hacker und Bürgermeister Ludwig 
endlich einen konsequenten und trans-
parenten Sanierungsplan präsentieren, 

damit die Schulden wieder reduziert 
werden können.

Es stellt sich die Frage, wohin das viele 
Geld fließt. Offensichtlich nicht in die 
dringend notwendigen Bereiche wie 
Bildung, Sicherheit, Wohnen oder Ge-
sundheit. Stattdessen wird weiterhin in 
ineffiziente und teilweise fragwürdige 
Projekte investiert, die keine nachhalti-
gen Vorteile für die Stadt und ihre Bür-
ger bringen. Diese Praxis muss ein Ende 
haben. 

Die FPÖ Wien fordert eine sofortige 
Überprüfung aller städtischen Ausga-
ben. Es kann nicht sein, dass die Stadt 
Wien weiter Schulden anhäuft, wäh-
rend gleichzeitig die Lebensqualität der 
Bürger leidet. Allein die Zustände im 
Wiener Gemeindebau sind sinnbildlich 
für die abgewirtschaftete Stadt. Desola-
te Wohnungen, weit überhöhte Mieten, 
Energiekosten, die den Rahmen spren-
gen. Die Wienerinnen und Wiener be-
kommen nichts zurück 
für das sie eigentlich 
einzahlen.

Die Forderungen der 
FPÖ sind klar: Eine 
Reform der Mindest-
sicherung, die Einfüh-
rung eines rigorosen 
Fördercontrol l ings 
und die Schaffung 
eines langfristigen 
Schuldenabbaustrate-
gie. Zudem muss end-
lich in die städtische 
Infrastruktur investiert 
werden in dem etwa 
neue Gemeindebauten 
entstehen, um leistba-
res Wohnen sicherzu-
stellen.

Diese Maßnahmen 
sind notwendig, um 
die Finanzlage der 
Stadt zu stabilisieren 
und sicherzustellen, 
dass zukünftige Gene-
rationen nicht unter 

der aktuellen Schuldenlast leiden müs-
sen, gleichzeitig die Stadt aber unter ih-
ren Augen zerbröselt.
Die SPÖ hat in den letzten Jahren bewie-
sen, dass sie nicht in der Lage ist, die Fi-
nanzen der Stadt Wien verantwortungs-
voll zu verwalten. Stattdessen werden 
Schulden angehäuft und Geld für wenig 
sinnvolle Projekte verschwendet. Es ist 
an der Zeit, dass die Wiener Bürger ein-
fordern, dass ihr Geld effizient und zum 
Wohle aller eingesetzt wird. Nur so kann 
sichergestellt werden, dass Wien auch in 
Zukunft eine lebenswerte Stadt bleibt.

Die Zeit des verantwortungslosen Geld-
ausgebens muss ein Ende haben. Es ist 
an der Zeit für eine Politik, die die Be-
dürfnisse der Bürger in den Mittelpunkt 
stellt und die finanziellen Ressourcen 
der Stadt effizient und nachhaltig ein-
setzt. Die FPÖ Wien wird weiterhin 
dafür kämpfen, dass die Schulden redu-
ziert und die Finanzen der Stadt wieder 
in geordnete Bahnen gelenkt werden.
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Info für Mieter

Verpflichtende Betriebskostenabrech-
nung bis spätestens 30. Juni bei der üb-
lichen Jahrespauschalabrechnung.

Das Mietrechtsgesetz (MRG) enthält 
zwingende Bestimmungen über die 
Vorschreibung und Abrechnung von 
Betriebskosten sowie eine taxative Auf-
zählung aller als Betriebskosten verre-
chenbaren und auf die Mie-
ter überwälzbaren Kosten 
im Betriebskostenkatalog 
des § 21 MRG.

So ist der Vermieter ver-
pflichtet bis spätestens 30. 
Juni die Betriebskostenab-
rechnung den Mietern vor-
zulegen oder an geeigneter 
Stelle im Stiegenhaus allge-
mein zugänglich zu machen. 
Sollte diese eine Nachzah-
lung ergeben, lohnt sich ein 
genauerer Blick darauf. 

Eine Überprüfungsmöglich-
keit der Betriebskosten dem 
Grunde nach, ob die ver-
rechnete Position unter den 
Betriebskostenkatalog des 
MRG fällt bzw. der Höhe 
nach, unter dem Gesichts-
punkt der Angemessenheit 
der Höhe der verrechneten 
Kosten, besteht bis zu drei 
Jahre rückwirkend. Nur solche Ausga-
ben sind als Betriebskosten verrechen-
bar, die in regelmäßigen Zeitabständen 
wiederkehren und nur in ortsüblicher 
Höhe.

Was jedenfalls nicht verrechnet werden 
darf, sind Instandsetzungs- und Erhal-
tungsarbeiten. Diese Arbeiten, darunter 
fallen vor allem Reparaturarbeiten, sind 
vom Vermieter über die Hauptmiet-
zinsrücklage, die aus den einbezahlten 
Mietzinsen gespeist wird, zu finanzie-
ren.

Oft ist die Unterscheidung zwischen 
den Kosten des Betriebs und jenen der 
Erhaltung nicht ganz einfach zu tref-

fen. So ist die jährlich wiederkehrende 
Schädlingsabwehr unter die Betriebs-
kosten zu subsumieren, jedoch fällt ein 
einmal installiertes Taubenschutzgitter 
unter den Begriff der Erhaltungsarbei-
ten. Noch schwieriger wird es bei der 
oft sehr kostenintensiven Außen- bzw. 
Gartenbetreuung.

Nach höchstgerichtlicher Judikatur ist 
nämlich bei Grünanlagen der Begriff 
„Betrieb“ als Betreuung im Sinn ih-
rer laufenden Pflege zu verstehen. Auf 
diese Art ist die Abgrenzung zwischen 
Betriebs- und Erhaltungsaufwand vor-
zunehmen. Maßnahmen, die darüber 
hinausgehen, wie die Entfernung eines 
abgestorbenen Baumes, eine deshalb 
erforderliche Ersatzpflanzung oder 
eine erstmalige Pflanzung bisher nicht 
vorhandener Gartenpflanzen, sind un-
abhängig von der Höhe der Aufwen-
dungen nicht zu den Betriebskosten zu 
zählen.

Während die Behebung von Frostschä-
den einer öffentlichen Wasserleitung 

keine Betriebskosten sind, fällt entge-
gen landläufiger Meinung der Mehrver-
brauch an Wasser aufgrund eines Was-
serrohrbruchs unter Betriebskosten, da 
das Wasser tatsächlich verbraucht wur-
de und auf eine allfällige Verschuldens-
frage im Rahmen der Überprüfung der 
Betriebskosten nicht einzugehen ist.

Als Betriebskosten geltend auch die 
vom Vermieter aufgewendeten Kos-
ten für die Beleuchtung der allgemein 
zugänglichen Teile des Hauses, inklu-
sive dem Ersatz von Teilen, die in be-
stimmten Zeitabständen auszutauschen 
sind, wie Sicherungen oder Glühbir-
nen, nicht jedoch, wenn der Austausch 
durch einen Schaden des Leitungssys-
tems verursacht und notwendig wurde.

Der Österreichische Mieter-
schutzring unterstützt Sie gerne 
bei der Überprüfung Ihrer Be-
triebskostenabrechnung und 
steht für ein kostenloses Erst-
beratungsgespräch jederzeit zur 
Verfügung.

Die Betriebskostenabrechung
- jährliche Spannung im zweiten Quartal
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Während die Einführung eines solchen 
Instruments von vielen als notwendige 
Maßnahme zur Bekämpfung der stei-
genden Wohnkosten angesehen wird, 
sind auch Bedenken hinsichtlich der 
Effektivität und der möglichen negati-
ven Konsequenzen auf den Wohnungs-
markt angebracht.

Der Mietpreisdeckel als Mittel zur Regu-
lierung des Wohnungsmarktes ist als sol-
cher abzulehnen. Die negativen Auswir-
kungen, die ein Mietpreisdeckel haben 
könnte bzw. hat, fordert  alternative Lö-
sungen zur Bewältigung der Wohnungs-
problematik.

Was gegen den Mietpreisdeckel spricht, 
ist die Beeinträchtigung des freien 
Marktes: Ein Mietpreisdeckel greift in 
diesen ein und stört die natürlichen 
Mechanismen von Angebot und Nach-
frage. Es kommt langfristig zu Markt-
verzerrung.

Ein sicherlich zentraler Punkt ist die 
Gefahr, dass der Mietpreisdeckel Inves-
toren abschrecken würde in den Woh-
nungsbau zu investieren. Es käme zu ei-
nem Rückgang des Neubaus und damit 
zu einem noch knapperen Wohnungsan-
gebot!

Vermieter werden aufgrund begrenzter 
Mietsteigerungen weniger Mittel zur 
Verfügung haben, um in die Instandhal-
tung und Modernisierung ihrer Immo-
bilien zu investieren. Langfristig führt 

das zu einem Verfall der Wohnqualität.
Strikte Mietpreisregelungen führen oft 
zu Umgehungsversuchen. Vermieter 
könnten versuchen, durch höhere Ne-
benkosten oder illegale Mietverhältnisse 
die gesetzlichen Bestimmungen zu um-
gehen.

Die Einführung und Durchsetzung ei-
nes Mietpreisdeckels erfordert umfang-
reiche bürokratische Maßnahmen. Dies 
führt zu einem zusätzlichem Verwal-
tungsaufwand und hohen Kosten für 
den Staat.

Alternativen
Statt eines Mietpreisdeckels muss auf 
andere Maßnahmen gesetzt werden, um 
die Wohnungsnot und steigende Miet-
preise zu bekämpfen:
Verstärkte Förderung des Wohnungs-
neubaus, insbesondere im Bereich des 
sozialen Wohnungsbaus. Durch ein grö-
ßeres Angebot an Wohnungen würden  
die Mietpreise auf natürliche Weise sta-
bilisiert werden.

Senkung der Baukosten, etwa durch Re-
duktion von Steuern und Abgaben oder 
durch Vereinfachung von Bauvorschrif-
ten. Dies könnte dazu beitragen, dass 
mehr Wohnungen zu erschwinglichen 
Preisen gebaut werden.

 Anstelle eines allgemeinen Mietpreisde-
ckels sind gezielte Mietzuschüsse für be-
dürftige Haushalte zu favorisieren. Diese 
Maßnahme soll sicherstellen, dass die 

Unterstützung dort ankommt, wo sie am 
dringendsten benötigt wird, ohne den 
gesamten Markt zu regulieren.

Die Förderung des Wohnungseigentums 
als langfristige Lösung für die Woh-
nungsproblematik, kann durch Maß-
nahmen wie zinsgünstige Darlehen oder 
staatliche Zuschüsse mehr Menschen 
dem Erwerb von Wohneigentum ermög-
licht.

Das Beispiel Berlin hat es ganz eindeutig 
gezeigt: Dort wurde der Mietendeckel 
2020 eingeführt, jedoch 2021 vom Bun-
desverfassungsgericht wieder gekippt. 
Während der kurzen Gültigkeitsdauer 
des Deckels stiegen die Angebotsmieten 
für unregulierte Wohnungen deutlich 
an, was zu einer Zweiteilung des Marktes 
führte. Viele Vermieter zögerten zudem, 
in neue Bauprojekte zu investieren Die 
Rot-Rot-Grüne Stadtregierung plante 
daraufhin, eine Leerstandsabgaben ein-
zuführen, die Linke forderte gar die Ent-
eignung.

Fazit
Der Mietpreisdeckel ist kritisch zu be-
trachten, denn die negative Auswirkun-
gen auf den Wohnungsmarkt und die 
sinkende Investitionsbereitschaft sind 
dem Wohnungsmarkt abträglich. Statt-
dessen sollte auf alternative Maßnah-
men wie die Förderung des Wohnungs-
neubaus, die Senkung der Baukosten 
und gezielte Mietzuschüsse gesetzt wer-
den.                              

Der Mietpreisdeckel - eine kritische Betrachtung
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Österreich

Wie leben die Österreicher?
Ein Einblick in den Alltag und die Kultur

Österreich, bekannt für seine beeindruckende 
Alpenlandschaft, reiche Kultur und 
historische Städte, bietet seinen Bewohnern 

eine hohe Lebensqualität. Das Leben der Österreicher 
ist geprägt von Traditionen, modernem Lebensstil 
und einem ausgeprägten Gemeinschaftsgefühl. 
In diesem Artikel werfen wir einen Blick auf 
verschiedene Aspekte des Lebens in Österreich, von 
Wohnverhältnissen über Arbeitskultur bis hin zu 
Freizeitgestaltung und sozialen Normen.

Die Wohnsituation in Österreich variiert je nach Re-
gion. In den urbanen Zentren wie Wien, Graz und 
Salzburg leben viele Menschen in Mietwohnungen, 
während in ländlichen Gebieten Einfamilienhäuser 
dominieren. Charakteristisch für österreichische 
Wohnungen und Häuser sind die hohe Bauqualität 
und gut isolierte Gebäude, die den kalten Wintern 
trotzen.

In den Städten ist der soziale Wohnbau weit ver-
breitet. Wien, als Beispiel, ist bekannt für seine Ge-
meindebauten, die bezahlbaren Wohnraum für viele 
Menschen bieten. Diese Wohnanlagen sind oft gut 
ausgestattet und tragen zur sozialen Durchmischung 
bei, die aber auch Konfliktpotenzial birgt.

Die Arbeitskultur in Österreich ist geprägt von ei-
ner ausgewogenen „Work-Life-Balance“. Die Wo-
chenarbeitszeit liegt bei etwa 38,5 Stunden, und der 
Urlaubsanspruch beträgt mindestens fünf Wochen 
pro Jahr. Pünktlichkeit, Verlässlichkeit und Qualität 
sind geschätzte Werte in der österreichischen Ar-
beitswelt.

Österreichs Wirtschaft ist stark von kleinen und 
mittleren Unternehmen geprägt. Handwerk und 
Dienstleistungssektor spielen eine bedeutende 
Rolle, ebenso wie der Tourismus. Besonders in den 
Alpenregionen ist der Wintersport ein wichtiger 
Wirtschaftsfaktor.

Das Bildungssystem in Österreich ist gut ausgebaut 
und bietet verschiedene Wege von der Volksschule 
bis zur Universität. Besonders die duale Ausbildung, 
eine Kombination aus Lehre und Berufsschule, ist 
ein Erfolgsmodell, das jungen Menschen praxisnahe 
Berufsqualifikationen vermittelt.

Das Gesundheitssystem in Österreich gehört mehr 
oder weniger zu den Besten weltweit. Es bietet eine 
umfassende medizinische Versorgung und ist größ-

tenteils durch die Sozialversicherung finanziert. 
Jeder Bürger hat Zugang zu einer Vielzahl von Ge-
sundheitsdienstleistungen, was zur hohen Lebens-
qualität beiträgt.

Freizeit und Kultur haben einen hohen Stellenwert 
im Leben der Österreicher. Die abwechslungsreiche 
Landschaft lädt zu zahlreichen Aktivitäten ein: Im 
Winter dominieren Skifahren, Snowboarden und 
Langlaufen, während im Sommer Wandern, Radfah-
ren und Schwimmen beliebt sind.

Kulturell bietet Österreich ein reiches Erbe, das von 
klassischer Musik über Theater bis hin zu moderner 
Kunst reicht. Städte wie Wien und Salzburg sind 
weltweit bekannt für ihre Opernhäuser, Museen und 
Festivals. Besonders hervorzuheben sind die Wiener 
Philharmoniker und die Salzburger Festspiele, die 
jährlich zahlreiche Besucher aus aller Welt anziehen.

Österreich ist ein Land der Traditionen und 
Bräuche, die tief im Alltag der Menschen 
verankert sind. Volksfeste, wie der Wiener 
Opernball, das Donauinselfest und die zahlreichen 
Weihnachtsmärkte, sind Höhepunkte im 
Jahresverlauf. Auch regionale Bräuche, wie das 
Almabtrieb-Fest in den Alpen oder das Erntedankfest, 
werden mit viel Enthusiasmus gefeiert.

Die österreichische Küche spiegelt die kulturel-
le Vielfalt des Landes wider. Gerichte wie Wiener 
Schnitzel, Sachertorte und Apfelstrudel sind weltbe-
rühmt und werden in vielen Haushalten nach tradi-
tionellen Rezepten zubereitet.

Die Österreicher legen großen Wert auf Höflichkeit 
und Respekt im Umgang miteinander. Pünktlich-
keit und Zuverlässigkeit sind geschätzte Tugenden. 
Zudem ist ein starkes Gemeinschaftsgefühl spürbar, 
das sich in einem ausgeprägten Vereinsleben und eh-
renamtlichem Engagement widerspiegelt.

Ein weiteres wichtiges gesellschaftliches Thema ist 
die Umweltbewusstsein. Österreich zählt zu den 
Vorreitern in Europa im Bereich Umweltschutz und 
Nachhaltigkeit. Recycling, erneuerbare Energien 
und der Schutz der natürlichen Ressourcen sind fest 
in der Gesellschaft verankert.

Dieses Zusammenspiel aus Tradition und Moderne 
macht das Leben in Österreich einzigartig und le-
benswert.
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Von Michael Oberlechner, MA
Vorstandsmitglied des ÖMR und 
Geschäftsführender Obmann der 
Freiheitlichen Arbeitnehmer Wien

Im ersten Quartal 2024 wurden Mietwohnungen 
in Schnitt um elf Prozent teurer angeboten als 

im Vergleichszeitraum zum Vorjahr. Ein Schrecken 
für jeden braven Arbeitnehmer, der einen Großteil 
seines Einkommens für das Dach über dem Kopf 
ausgeben muss. Für „Experten“ der roten Stadt Wien 
ist dies schwer zu begründen. Und wenn es keine Ar-
gumente gibt, ist schnell die allgemeine Teuerung der 
Sündenbock. Aber trägt die nebulöse Teuerung, die 
ja auch nicht ohne politisches Totalversagen zu Stan-
de kommt, tatsächlich alleine die Schuld?

Es war SPÖ-Bürgermeister Michael Ludwig, der 
sämtliche Mieterhöhungen im Bereich des Wie-
ner Gemeindebaus umgesetzt hat. Und erst deut-
lich später einen mehr als halbherzigen Miet-
preisdeckel für die Zukunft eingeführt hat. Dazu 
kommt, dass sehr viele Wienerinnen und Wiener 
in desolaten Bauten leben müssen. In den Wiener 
Gemeindebauten besteht nach Schätzungen ein 
Sanierungsrückstau von mehr als 10 Milliarden 
Euro. Auch die schwarz-grüne Bundesregierung 
hat sich durch Nichtstun ausgezeichnet. Sogar 
erst nach den Genossen wurde eine ebengleich 
halbherzige Lösung gefunden: Die Mietpreise zu 
deckeln und jährlich nach Inflationserhöhung 
maximal um fünf Prozent für die kommenden 
drei Jahre anzuheben. Eigentlich klingt das nicht 
schlecht, nur was passiert, wenn die Inflation 
niedriger ausfällt? Richtig, der Freibrief für die 
fünfprozentige Anhebung ist gegeben. Die nächs-
te Chimäre des Herrn Nehammer für unsere 
Leute, die von ihm hören mussten, dass sie Billig-
Burger essen sollen, wenn sie kein Geld hätten.

Dieser Tage wurde von Bundesministerin Raab 
(ÖVP) der Integrationsbericht veröffentlicht. Und 
siehe da, knapp die Hälfte der in Wien lebenden 
Personen sind nicht in Österreich geboren. Das 
Zauberwort heißt also „Zuzug“. Durch den völlig 
unverständlichen Wunsch „Zwei-Millionen-Ein-
wohner-Stadt“ zu werden, und den Migrationswahn 
der Wiener Einheitsparteien, ist zusätzlich zu einem 
völlig desolaten Sozial- und Gesundheitssystem, 
auch eine deutliche Preissteigerung bei Mieten vor-
programmiert. Dass es die Genossen nicht so mit 
der Wirtschaft und Zahlen allgemein haben, bewei-
sen sie ja beinahe täglich aufs Neue. Die simpelsten 
Grundzüge der Wirtschaft, wie Angebot und Nach-
frage, sollten aber selbst sie verstehen. Mehr Ein-
wohner, höherer Wohnbedarf.

Wir erleben also eine überbordende (hausgemach-
te) Nachfrage, aber keinerlei positive Reaktion sei-
tens der Stadtregierung. Wer nun denkt, das Ver-
sprechen tausender neuer Gemeindewohnungen 
wird endlich erfüllt, liegt falsch. De facto wurde 
keines der umfangreichen Versprechen erfüllt.

Es bleiben zwei wahrscheinlich unlösbare Fragen: Wie 
bringt man einer SPÖ eine ordentliche Wohnbau-Po-
litik für Wiener bei? Wie bringt man der SPÖ in Wien 
bei, dass die Wiener von diesem unkontrollierten Mig-
rationswahnsinn die Nase voll haben?

Denn die horrenden Probleme, die mit der unkon-
trollierten Einwanderung einhergehen bringen die 
Experten der Stadt Wien natürlich nicht aufs Tab-
leau. Im Gegenteil. Verbrechen und Bandenkriege, 
wie in Favoriten, am Praterstern oder in Meidling, 
werden negiert. Wohnt man doch laut SPÖ in einer 
der „sichersten Städte Europas”, mit „guter sozialer 
und ethnischer Durchmischung” in den Gemeinde-
bauten. Letzteres kann man dank dem Integrations-
bericht, der eigentlich ein Migrationsbericht ist, mit 
50:50 bejahen. 

Nur dass die echten Wiener statistisch und praktisch 
immer weniger werden. Warum aber spricht man 
besser von Migration und nicht von Integration? 
Das eine hat mit dem anderen schlicht und ergrei-
fend nichts zu tun. Die Migration findet statt. Unge-
zügelt, ungebremst und willkürlich. Die Integration 
aber ist angesichts der täglichen Schreckensmel-
dungen aus der Bundeshauptstadt zu hinterfragen. 
Eines aber ist klar, wer denkt, dass der unkontrol-
lierte Zuzug nicht zu Lasten der Wiener geht, der 
irrt gewaltig - steigende Mietpreise und sinkende 
Sicherheit inklusive.

Der SPÖ eine „gscheite“ Wohnbau-Politik
für die Wiener beibringen

Kommentar
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Aus den Bezirken

Seestadt – Viel Bodenversiegelung und wenig Natur

Von BezR Dr Wolfgang Dusek, 22. Bez.
Mitglied des Bauausschusses und 
der Bezirksentwicklungskommission

Die Seestadt gilt als gelungenes und zu-
kunftsweisendes Wohnbauprojekt einer 
Großstadt der von 2010 bis 2020 amtie-
renden Rot-Grünen Stadtregierung. 

Unumstritten ist die notwendige Errich-
tung von Wohnraum in Donaustadt. In 
der Zeit meiner Kindheit um 1970 hat-
te Donaustadt etwa 80.200 Einwohner, 
1990 waren es bereits etwa 110.000 Per-
sonen und verdoppelte sich in nur 23 
Jahren auf nun über 220.000 Personen. 
Wohnraum ist also mehr als notwendig. 

Die nahezu gesamte Seestadt wurde auf 
Ackerfläche gebaut. In den 70 bis 80iger 
Jahren rühmte man sich noch mit den so 
genannten Eskimo-Iglu Feldern wo das 
Gemüse frisch und direkt vom Feld auf 
die Teller der Wienerinnen und Wiener 
kam und ein hoher Eigenversorgungsan-
teil der Ernährung erwirtschaftet wurde. 
Nahezu alle landwirtschaftlichen Flä-
chen der Donaustadt wurden von Rot-
Grün und nun von Rot-Pink als Bauland 
umgewidmet. Bedenkt man, dass umge-
widmete und danach verbaute Ackerflä-

chen nie wieder als landwirtschaftliche 
Flächen verfügbar sein werden, dann er-
scheinen diese Entscheidungen zur Um-
widmung außerordentlich leichtsinnig. 

Ziel des Projektes Seestadt ist die Er-
richtung eines autofreien Stadtteiles 
mit leistbaren Wohneinheiten in ei-
ner grünen Umgebung. Nachdem nun 
etwa die Hälfte der Seestadt errichtet 
ist, zeigen sich erhebliche und nachtei-
lige Mängel, welche sich in zahlreichen 
Bürgerbeschwerden niederschlagen. So 
zum Beispiel bedeutet das Nichtschaffen 
von Parkflächen respektive Parkgaragen 
nicht, dass alle Bewohner der Seestadt 
kein Auto besitzen. Vielmehr wurde er-
reicht, dass eine hohe Anzahl von Auto-
besitzern der Seestadt ihr Fahrzeug nun 
in Seestadtnähe abstellen und somit zu 
einer Parkraumverknappung der Umge-
bung beitragen. 

Zahlreiche eingebrachte Anträge der 
Bezirksvertretung Donaustadt zeigen 
Mängel der umgesetzten Architektur 
der Freiflächen auf. Setzte man bei alten 
Gemeindebauprojekten wie zum Bei-
spiel der Großfeldsiedlung auf Wiesen, 
Sträucher und Bäume, um Hitzeent-
wicklung zu minimieren, gestaltet man 

Freiflächen in der Seestadt oftmals mit 
Stein und Kies. Die Folge ist eine enor-
me Hitzentwicklung im Sommer. Mit 
nachträglichen Anträgen zur Aufstellung 
von Pflanztrögen, überdachten Ruhesta-
tionen oder Nebel- bzw. Sprühduschen 
sollen nun Maßnahmen zur Vermeidung 
von Hitze der Stadtverwaltung übertra-
gen werden. 

Donaustadt hat mit über 220.000 Perso-
nen mehr Einwohner als die drittgröß-
te Stadt in Österreich Linz. Bei all den 
umgesetzten Flächenwidmungen finden 
aber Einrichtungen für Kultur und Sport 
wenig bis keinen Platz. Aus bereits ver-
bauten Bezirken wie zum Beispiel Mar-
gareten, Mariahilf oder Neubau weiß 
man, dass die nachträgliche Umsetzung 
solcher Einrichtungen nicht möglich ist. 

In der Seestadt sind nichteimal die Hälf-
te der geplanten Flächen der neuen Flä-
chenwidmungen umgesetzt. Es bleibt zu 
hoffen, dass in den noch offenen Bau-
projekten deutlich mehr parkähnliche 
Flächen mit Gras und Bäume umgesetzt 
werden, um der Hitzeentwicklung ent-
gegenzuwirken. Gras und Bäume haben 
eine erheblich effizientere Kühlungswir-
kung als Sprühduschen. 
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Aus den Bezirken

Von BezR  Markus Brand, 21. Bez.
Mitglied der Bezirksentwicklungs- und 
Wirtschaftskommission sowie des Bau-
ausschusses

Im Februar 2020 wurden die 3 Stie-gen mit insg. ca. 160 Wohnungen 
bezugsfertig gestellt.

Nach ca. einem halben Jahr begannen 
schon die ersten Vandalen Akte. Der 
Eingangsbereich wurde völlig ver-
schmutzt, der Lack an den Aufzügen 
mutwillig abgekratzt, Fliesen kaputt-
geschlagen, die Wände im Stiegenhaus 
mit diversen Flüssigkeiten verziert. 
Die Gemeinschaftsräume mussten ge-
schlossen werden, da sie völlig demo-
liert wurden. Absurderweise wird der 
Schlüssel dafür von einer Bewohne-
rin des Hauses verwaltet, die diesen 
an ihre Verwandten und Bekannten, 
die alle zufälligerweise auch hier eine 
Wohnung erhielten, „verwaltet“. In den 
Tiefgaragen werden Autoreifen zersto-
chen, Spiegel abgebrochen, Kratzer im 
Lack hinterlassen, vorzugsweise bei 
denen, die sich über das völlig rück-
sichtslose Verhalten gewisser Mitbe-
wohnerinnen und Mitbewohner be-
schweren. 

Lärmbelästigung von früh bis spät, wie 
Gebrüll, Gekreische, Getrampel, sprin-
gen, Roller fahren und Fußballspielen 
in den Wohnungen usw. Dass z.B. eini-
ge Nachbarinnen, die um 2 Uhr nachts 
um Ruhe baten, weil sie morgens wieder 
arbeiten müssten und ihre Kinder in 
die Schule gehen, mit Worten wie „Fi.. 
dich du H..e“ bedacht wurden, darf hier 
schon als normal bezeichnet werden.  
Die Sozialbau AG meint zwar, dass sie 
da auch – gelegentlich – durchgreift, nur 
wäre das noch niemanden aufgefallen.

Man wird den Gedanken nicht los, dass 
diese Anlage aktiv zu einer Art „Ghetto“ 
gestaltet werden soll. Die Mitbewohner, 
die ein vernünftiges, respektvolles Mit-
einander haben möchten, flüchten der 
Reihe nach von hier. 

Am Dachgeschoß prangt die Syrische 
Flagge, und die Gemeinschaftsküche ist 
nun ein – inoffizieller – Gebetsraum...

Die Sozialbau verweist hier auf die Re-
ligionsfreiheit. Ethnische Konflikte ko-
chen über, Afghanen gegen Syrer, die 
wieder gegen Türken und die weiter ge-
gen Russen, welche gegen Ukrainer auf-
begehren und alle gegen eine Handvoll 
verbliebener Autochthonen. Ja, die sozi-
alistische Multikulti-Realität ist wirklich 
eine Bereicherung...

Von den Mitarbeitern hört man hinter 
vorgehaltener Hand, dass man sich ja 
nicht zu wundern braucht, wenn man 
hierherzieht. Ja, diese Wohnungen sind 
gefördert, aber das sind andere auch, 
und dort geht es nicht so zu.

Im Jahr 2023 erhielten die Bewohnerin-
nen und Bewohner eine saftige Betriebs-
kostennachzahlung, mit durchschnitt-
lich ca. 900 Euro und einer laufenden 
Erhöhung der Gesamtmiete. Engagierte 
Bewohner legten daraufhin Beschwerde 
bei der MA50 Schlichtungsstelle Wien 
gegen einige dubiose Posten in der BKA 
ein.

Es wurden z.B. „Zieselbetreuungskos-
ten“ verrechnet, Grünschnitt bei der 
Feuerwehreinfahrt - wo aber kein Grün 
wächst, Dog-Stations am Marchfeldka-
nal, die Hundezone wurden ebenfalls 
verrechnet.  Die MA50 Schlichtungs-
stelle Wien hat einige dieser Punkte als 
unzulässig definiert. Die Sozialbau AG 
hat diese Entscheidung beeinsprucht, 
und beschreitet nun den Gerichtsweg. 
Manche meinen, dass sich hier einige 

rote Freunde – mit ihren kleinen Firmen 
– gutes Geld auf Kosten der Mieterinnen 
und Mieter verdienen.

Hinter vorgehaltener Hand sagen Mitar-
beiter der Genossenschaft, dass sie einen 
Gerichtsentscheid haben möchten, wer 
denn nun tatsächlich für diese Ziesel-
betreuungskosten aufkommen muss, da 
die Stadt Wien anscheinend ein Abkom-
men mit der Genossenschaft getroffen 
hat, dass die Mieter das bezahlen sollen. 
Nur, aus welchem Grund?  Die rote So-
zialbau AG könnte ja auch die Nachzah-
lungen stunden, bis der Gerichtsent-
scheid endgültig vorliegt, aber das wäre 
wahrscheinlich zu kundenfreundlich.
In der BKA 2023, die die Mieterinnen 
und Mieter im Juni 2024 bekamen, wa-
ren diese dubiosen Kosten wieder ent-
halten, dieses Mal mit einer noch höhe-
ren Nachzahlung von durchschnittlich 
rund 1000 Euro, und einer weiteren Er-
höhung der laufenden Gesamtmiete von 
ca. 100 Euro pro Monat.

Seitens der Sozialbau ist hier absolut kein 
Entgegenkommen oder zumindest ein 
halbwegs soziales Verhalten gegenüber 
den Mieterinnen und Mietern an den 
Tag gelegt worden. Im Gegenteil, nun 
wird seitens der SOZIALBAU AG vor 
Gericht gezogen. Ein Schelm, der hier 
denkt, die SOZIALBAU AG hätte sich bei 
den Baukosten verkalkuliert und müsste 
nun so ihr Geld wieder reinbekommen. 

Sehr sozial, die rote Sozialbau AG.

Die Wohnproblematik am Johann-Orth-Weg

Katastrophale hygienische Zustände 
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Info für Mieter

Die Heizungs- und Warmwasserkosten 
stellen einen wesentlichen Teil der Be-
triebskosten österreichischer Haushalte 
dar. Sie variieren stark je nach Heiz-
system, Energieträger und regionalen 
Gegebenheiten. Angesichts steigender 
Energiepreise und wachsendem Um-
weltbewusstsein gewinnt dieses Thema 
zunehmend an Bedeutung. In diesem 
Artikel werden die wichtigsten Faktoren 
beleuchtet, die die Heizungs- und Warm-
wasserkosten beeinflussen, sowie aktuel-
le Entwicklungen und mögliche Maß-
nahmen zur Kostenreduktion diskutiert.

In Österreich werden verschiedene Heiz-
systeme verwendet, die unterschiedliche 
Energieträger nutzen. Die häufigsten sind:
Ölheizungen: Nach wie vor weit ver-

breitet, insbesondere in ländlichen Ge-
bieten. Die Preise für Heizöl unterliegen 
starken Schwankungen, was die Kosten-
planung erschwert.

Gasheizungen: In städtischen Gebieten 
weit verbreitet. Gaspreise sind in den 
letzten Jahren aufgrund geopolitischer 
Spannungen und steigender Nachfrage 
gestiegen.

Fernwärme: In vielen Städten eine be-
liebte Option, die durch die Nutzung 
von Abwärme aus Industrie und Kraft-
werken relativ umweltfreundlich ist.

Pelletheizungen: Eine umweltfreundli-
chere Alternative, die auf nachwachsen-
den Rohstoffen basiert. Die Preise für 

Pellets sind stabiler, aber die Anfangsin-
vestitionen sind höher.

Wärmepumpen: Nutzen Umweltwärme 
(Luft, Erde, Wasser) und sind besonders 
effizient. Die Investitionskosten sind 
hoch, aber die Betriebskosten sind ge-
ring.

Solarthermie: Wird häufig zur Un-
terstützung der Warmwasserbereitung 
eingesetzt. Die Abhängigkeit vom Wet-
ter und die hohen Anfangsinvestitionen 
sind Herausforderungen.

Kostenfaktoren
Die Heizungs- und Warmwasserkosten 
werden von verschiedenen Faktoren be-
einflusst:

Heizungs- und Warmwasserkosten:
Eine Analyse
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Info für Mieter

Energiepreise: Schwankungen der Öl-, 
Gas- und Strompreise haben direkte 
Auswirkungen auf die Heizkosten.

Gebäudestandards: Gut isolierte Ge-
bäude benötigen weniger Heizenergie. 
Modernisierungen wie Dämmungen 
und Fenstererneuerungen können die 
Kosten signifikant senken.

Wetterbedingungen: Kalte Winter er-
höhen den Energiebedarf und somit die 
Heizkosten.

Nutzerverhalten: Bewusster Umgang 
mit Heizung und Warmwasser kann zu 
erheblichen Einsparungen führen.

Wartung der Heizungsanlage: Regel-
mäßige Wartung und Optimierung der 
Heizanlage können die Effizienz steigern 
und Kosten senken.

Aktuelle Entwicklungen
Die Energiewende und das Bestreben 
nach CO2-Reduktion führen zu be-
deutenden Veränderungen im Energie-
markt:

Förderprogramme: Die österreichische 
Regierung bietet zahlreiche Förderun-
gen für die Umstellung auf „umwelt-
freundlichere“ Heizsysteme und Ener-
gieeffizienzmaßnahmen an.

Erneuerbare Energien: Der Ausbau 
erneuerbarer Energien wie Wind-, Was-
ser- und Solarenergie soll die Abhängig-
keit von fossilen Brennstoffen verringern 
und langfristig die Heizkosten stabilisie-
ren. Diese stehen, vor allem Windräder, 
aber stark in der Kritik.

CO2-Bepreisung: Mit der Einführung 
einer CO2-Steuer auf fossile Brennstoffe 
glaubt man den Umstieg auf erneuerbare 
Energien attraktiver durch die Erhöhung 
und der Kosten für Öl und Gas machen 
zu können.

Maßnahmen zur Kostenreduktion
Haushalte können verschiedene Maß-
nahmen ergreifen, um ihre Heiz- und 
Warmwasserkosten zu senken:

Energieeffiziente Modernisierungen: 
Investitionen in Dämmung, Fenster und 

Türen sowie moderne Heiztechnologi-
en.

Optimierung der Heizungsanlage: Re-
gelmäßige Wartung und Anpassung der 
Heizung an den tatsächlichen Bedarf.

Nutzerverhalten: Bewusstes Heizen 
und Lüften, Nutzung von Thermostat-
ventilen und Vermeidung von Dauerlüf-
ten.

Fördermittel nutzen: Informations-
beschaffung und Nutzung staatlicher 
Förderprogramme für energieeffiziente 
Maßnahmen und Heizungsumstellun-
gen.

Zusammengefasst
Die Heizungs- und Warmwasserkosten 
in Österreich sind ein komplexes The-
ma, das von vielen Faktoren beeinflusst 
wird. Durch die Kombination von staat-
lichen Förderprogrammen, dem Einsatz 
moderner Technologien und einem be-
wussten Nutzerverhalten können Haus-
halte ihre Kosten senken und gleichzeitig 
einen Beitrag zum Umweltschutz leisten. 

Der ÖMR ist präsent in den elektronischen und sozialen Medien

facebook.com/mieterschutzring.at                                                oemr.info
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meinbezirk@oemr.wien

          10. Bezirk
Sonja MIKAS
0676/944 10 40
meinbezirk@oemr.wien

          11. Bezirk
Gerald EISENBARTH

meinbezirk@oemr.wien

          12. Bezirk

meinbezirk@oemr.wien

          16. Bezirk
Michael OBERLECHNER, MAW
405 75 60 19
meinbezirk@oemr.wien

          20. Bezirk
Sophia KERN
0680/133 62 40
meinbezirk@oemr.wien

          15. Bezirk
Erwin STARKL
0676/935 76 58
meinbezirk@oemr.wien

          19. Bezirk
Michael EISCHER
0699/110 90 468
meinbezirk@oemr.wien

          23. Bezirk
Georg MACHACEK

meinbezirk@oemr.wien

          14. Bezirk
Dipl.-BW. Barbara DRAHOSCH, MBA
0664/323 38 68
meinbezirk@oemr.wien

          18. Bezirk
Birgit FRÜHWALD

meinbezirk@oemr.wien

          22. Bezirk
Sandra HAMMER
0699/109 600 42
meinbezirk@oemr.wien

          13. Bezirk
Mag. Georg HEINREICHSBERGER
0664/465 89 05
meinbezirk@oemr.wien

          17. Bezirk
Kurt KOSSEK
0699/105 96 902
meinbezirk@oemr.wien

          21. Bezirk
Andreas KOSICEK
0650 300 09 88
meinbezirk@oemr.wien

LAbg GR 
Wolfgang SeidlMichael Oberlechner, MA Manfred Hofbauer, MAS

Vorstandsvorsitzender
RA Dr. Alfred Wansch

Der Vorstand des Österreichischen Mieterschutzringes

ÖMR in Wien
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Mitglied werden!

&

Beitrittserklärung

Name:

Adresse:

Tel.Nr.:

e-Mail:

l   Ich möchte Mitglied werden. 
       € 48,-/Jahr / Einschreibgebühr € 49,-

l   Ich möchte das ÖMR-Magazin 
 bekommen. 

l   Ich möchte über Veranstaltungen des  
 ÖMR informiert werde.

l   Ich habe eine Rechtsschutzversicherung
 inkl. Mieten-/Wohnungsrechtschutz

l   Ich habe keine Rechtsschutzversicherung
 l   Bitte informieren Sie mich über  
  eine Rechtsschutzversicherung mit  
  ÖMR-Spezialkonditionen

Ich wohne in einer
 Gemeindebauwohnung   l
 Genossenschaftswohnung  l
 privat vermieteten Wohnung  l
 Eigentumswohnung als Eigentümer  l
 Sonstiges     l
 Ich bin Mieter eines Geschäftslokals l
Wien, am ________________

Unterschrift: ____________________________

Der Österreichische Mieterschutzring
Nur den Interessen seiner Mitglieder verpflichtet!

Wohnen ist ein Grundbedürfnis. 
Leistbares Wohnen ist ein Menschenrecht.

In allen Bereichen des Wohnens finden sich Mieter in 
eine Rolle als Bittsteller, dem nach Gutdünken Gnade 
gewährt oder im Regelfall verweigert wird.

Die Position der Mieter wird immer schwächer, die 
Rechtslage immer undurchsichtiger und Wohnen im-
mer unleistbarer.

Bestehende Mieterschutzorganisationen stoßen an 
ihre Grenzen, besonders wenn es um den Schutz der 
Mieterinteressen im Gemeindebau oder in Wohnun-
gen gemeinnütziger Bauvereinigungen geht.

Hier will der Österreichische Mieterschutzring ein 
starker verlässlicher Partner sein, der allein den Inte-
ressen seiner Mitglieder verpflichtet ist.

Vor Schlichtungsstellen und Gerichten, aber auch in 
den täglichen Angelegenheiten des privaten Woh-
nens.

Wir stellen den Vermietern eine kameradschaftliche 
und solidarische Gemeinschaft von Mieterinnen und 
Mietern entgegen. 

Dafür bürgen das Vorstandsquartett und die starke 
kompetente und einsatzbereite Mannschaft des Ös-
terreichischen Mieterschutzringes Wien.

 Die Beitrittserklärung schicken Sie bitte an 
den ÖMR, Rathausplatz 8, Top 9, 1011 Wien oder an 
buero@oemr.info .

Werden Sie Mitglied!
Stärken Sie unsere Gemeinschaft!
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Namentlich gekennzeichnete Beiträge müssen
nicht der Meinung des Herausgebers entsprechen.

Wenn Sie die Verbandszeitschrift des Österreichischen Mieterschutzrin-
ges „Mein Wohnrecht“ künftig nicht mehr erhalten wollen, schicken Sie 
uns bitte eine Nachricht an die im Impressum angegebene Adresse mit 
dem Betreff ABMELDEN. Bitte beachten Sie auch unsere Datenschutzer-

klärung unter http://www.mieterschutzring.at/datenschutz/.

Sollte der Empfänger verzogen sein, so bitten wir Sie, die 
Zeitung weiterzuleiten oder, versehen mit der neuen An-
schrift, an uns zurückzusenden. 

Wann brauche ich den ÖMR?

Wohnkosten scheinen zu hoch
Mietvorschreibung explodiert geradezu
Betriebskosten sind ein Fass ohne Boden
Rückerstattung von Miete / Betriebskosten 
 

 
 

 
 
 
 
 
 

Vermieter verweigert Reparaturen
Unvereinbarte Sanierungskosten werden 
fällig
§ 18 Beiträge werden vorgeschrieben
Wiedervermietungsentgelt wird vorgeschrie-
ben
Vermieter Antwortet nicht
u.v.m.

➢

➢

➢

➢

➢

➢

➢

➢

➢

Was macht der ÖMR?

Überprüfung der Mietvorschreibungen und 
Betriebskostenabrech.
Vertretung in mietrechtlichen Verfahren bei 
Schlichtungsstellen und Gerichten
Überprüfung ihrer Mietverträge
Beratung und Vertretung in § 18 – Verfah-
ren, bei Wohnungsrückgabe, bei Wohnungs-
sanierung und Reparatur/Anschaffung von 
Thermen etc.
Log-In-Bereich auf mieterschutz-
ring.at mit nützlichen Informatio-
nen exklusiv für unsere Mitglieder 
(Musterschreiben, Checklisten, kla-
re und verständliche Rechtsaus-
kunft,...)
Informationsveranstaltungen und Fachse-
minare
Maßgeschneiderte Rechtsschutzversiche-
rung zu Mieterschutzringkonditionen
Partnerkonditionen bei den Partnerunter-
nehmen des Mieterschutzringes
Mitgliedskarte mit vielen geldwerten Vorteilen

➢

➢

➢

➢

➢

➢

➢

➢

➢


